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+++ Eilmeldung +++ Bund kreieit Testangebotspflicht für alle Arbeitgeber ab 16. KW +++
eine kritische Wortmeldung +++

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Coronapandemie hält die Gesellschaft im Verlauf der nun anhaltenden 3. Welle weiter in Atem und
veranlasst die Politik zu weiteren Eindämmungsversuchen. Das Bundeskabinett hat am 13.04.2021 die
2. Änderungsverordnung zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung verabschiedet, mit der den
Arbeitgebern eine Coronatestpflicht auferlegt wird.

Nachstehend wollen wir Sie über die Einzelheiten informieren.

1. Umfang der Testpflicht

Die Arbeitgeber werden verpflichtet, Beschäfti gten mindestens einmal pro Kalenderwoche einen Test
über einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten. Bei Arbeitnehmern,
die im Homeoffice arbeiten, gilt keine Testpflicht.
Arbeitnehmern, die einem erhöhten Kontaktrisiko ausgesetzt sind, müssen mindestens zwei Tests pro
Kalenderwoche angeboten werden. Das sind:
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a)

b)

c)

d)

e)

Beschäftigte, die vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind,
Beschäftigte, die unter klimatischen Bedingungen in geschlossenen Räumen arbeiten, die
eine Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 begünstigen,
Beschäftigte in Betrieben, die personennahe Dienstleistungen anbieten, bei denen direkter
Körperkontakt zu anderen Personen nicht vermieden werden kann (etwa Frisöre,
Physiotherapien, Arztpraxen, Kranken- und Pflegeeinrichtungen),
Beschäftigte, die betriebsbedingt Tätigkeiten mit Kontakt zu anderen Personen ausüben,
sofern die anderen Personen keinen Mund-Nasen-Schutz tragen müssen,
Beschäftigte, die betriebsbedingt in häufig wechselnden Kontakt mit anderen Personen treten
(Supernnärkte, Post, Nahverkehr etc.).

in

2. Wer trägt die Kosten?

In dem aktuell verfügbaren Text der 2. Änderungsverordnung ist eine Regelung, wer die Kosten zu
tragen hat, nicht enthalten. Da die Tesfüng der Arbeitnehmer aber als arbeitgeberseitige Testpflicht
geregelt ist, gilt im Umkehrschluss, dass die Arbeitgeber die Kosten der Testung zu tragen haben. Dies
ergibt sich im Übrigen auch aus der amtlichen Begründung des Bundesministerium für Arbeit und
Soziales zum Verordnungsentwurf.

3. erfasster Personenkreis

Die 2. Änderungsverordnung nennt lediglich den Begriff ,,der Beschäftigten?. Da die 2.
Änderungsverordnung jedoch auf dem Boden des Arbeitsschutzgesetzes steht, ist auf den im
Arbeitsschutzgesetz gewählten weiten Beschäftigungsbegriff (§ 2 Abs. 2 ArbSchG) abzustellen. Danach
sind Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes:

Arbeitnehmer,

Auszubildende,

arbeiföehmerähnliche Personen,

Beamte und Richter,

Wehrdienstleistende,

Berufs- und Zeitsoldaten,

die in Werkstätten für Behinderte Beschäftigten.

Bemüht man die öffentlich zugänglichen Statistiken für diese Berufsgruppen, sind insgesamt ca.
42.500.000,00 € Berufstätige erfasst:

soziafüersicherungspflichtig Beschäftigte =
geringfügig Beschäftigte =
Beamte und Richter =

Wehrdienstleistende =

Berufs- und Zeitsoldaten =

Summe

33.688.000,

6.965 .ooo,

1.710.000,

s.ooo,

171.000,
42.542.000.

Vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales werden die daftir arbeitgeberseitig entstehenden
Kosten mit 13 0,00 € je betroffenen Beschäftigten geschätzt (hier sind al?erdings auch die Kosten für die
Bereitstellung medizinischer Gesichtsmasken eingepreist). Die Kalkulation gilt für zunächst 10
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Wochen. Gesamtvolkswirtschaftlich betrachtet entstehen damit auf Arbeitgeberseite Kosten von
(42.542.000 Beschäftigte x 130,00 €) 5 .530.460.000,00 €. Das entspricht also durchschnittlichen Kosten
von 553 Millionen Euro je Kalenderwoche.

4. Besteht eine Testpflicht der Beschäftigten?

Die bislang veröffentlichten Verlautbarungen des BMAS gehen dahin, dass die Arbeitnehmer keine
Pflicht haben sollen, sich dem Test zu unterwerfen. Diese so pauschale Darstellungsweise des BMAS
ist zurückzuweisen, da diese Auffassung falsch ist. Wir hatten bereits im Newsletter vom Februar 2021
?ittps ://www.koch - boikat.de/ blo g/arbe itsrecht- iii- der-co roiia- k?ona- sch n el 1t?
meitsvei-)ilt+iis/ darauf hingewiesen, dass es im Arbeitsverhälföis Situationen geben mann, in denen der
Arbeitnehmer verpflichtet sein kann, einen Coronatest in Anspruch zu nehmen (z. B. Vorliegen
coronatypischer Erkältungssymptome oder Tätigkeiten mit direktem Personenkontakt bzw.
Konstellationen, bei denen schwerwiegende Arbeitgeberinteressen an der Durchführung eines
Coronatests die Persönlichkeitsrechte des Arbeitnehmers verdrängen). Außerdem wird auf die für den
Freistaat Thüringen geltende Sonderregelung für die Testpflicht in Pflegebereichen (ThürSARS-CoV-
2-IfS-MaßnVO) hingewiesen. Diese Verordnung wirkt unmittelbar und sieht eine Testpflicht von
Beschäftigten in den Einrichtungen der Pflege vor (zweimal bzw. dreimal wöchentlich).

Andererseits haben Arbeitnehmer aber auch ein Wahlrecht darüber, ob sie das Testangebot des
Arbeitgebers oder ein öffentliches Testangebot in öffentlichen Testzentren in Anspruch nehmen.

5. Inkrafttreten und Laufzeit

Die 2. Änderungsverordnung ist vom Bundeskabinett arn 13.04.2021 beschlossen worden. Sie wird in
Kürze im Bundesanzeiger veröffentlicht und tritt sodann am 5. Tag nach der Verkündung in Kraft, dies
wird aller Voraussicht nach in der 16. Kalenderwoche vom 19.04. bis 25.04.2021 der Fall sein. Diese
2. Änderungsverordnung gilt zunächst nur bis zum 30.06.2021.

6. betriebliche Organisation der Testung

Es gibt keinerlei Vorgaben der Bundesregierung dazu, wie die Testung zu organisieren ist. In der
Begründung zu der Verordnung ist lediglich die Verwendung sogenannter Antigenschnelltests erwähnt.
Weder ist klargestellt, ob die Tesfüng im Betrieb oder außerhalb des Betriebes, durch eigene Mitarbeiter
oder durch Fremdpersonal oder externe Kooperationspartner durchgefifört werden soll. Demgemäß
besteht für die Betriebe die Möglichkeit, sowohl interne als auch externe Durchführungsvarianten zu
wählen. Die Möglichkeit der öffentlichen Teshing durch öffentliche Testzentren sollte aktiv genutzt
werden. Für die betriebliche Dokumentation der Testung ist es dann allerdings wichtig, dass der
Arbeitnehrner das Testergebnis der öfferxtlichen Teststelle zur Einsicht und datnit zur Dokumentation
vorlegt.

Die Dokumentation der Testung ist übrigens nicht geregelt. Die Verordnung sieht lediglich eine
Aufbewahrungspflicht für die Nachweise über die Beschaffung von Tests oder Vereinbarungen mit
Dritten über die Testung der Beschäftigten vor. Hier besteht eine Aufbewahrungspflicht von vier
Wochen.
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7. Testzeit = Arbeitszeit?

Bislang ist die Frage, ob die für die Testung der Arbeitnehmer notwendige Zeit Arbeitszeit ist und ob
dieses vom Arbeitgeber bezahlt werden muss, nicht geklärt. Das hängt schlicht mit der Aktualität dieser
Frage und dem Umstand zusammen, dass sich das Bundesarbeitsministerium zu dieser Frage in
Schweigen hüllt. Die am 15.04.2021 im Internet zugänglichen Quellen zeichnen dazu ein
unterschiedliches Bild. Eine Meinung geht dahin, dass die 2. Änderungsverordnung die Arbeitgeber nur
verpflichtet, eine Testmöglichkeit anzubieten. Die Tesfüng selbst, gleich ob intern oder extern, sei keine
Arbeitszeit. Da nach der Diktion der Verordnung keine Pflicht des Arbeitnehmers zur Inanspruchnahme
der Testung besteht, könne die Testzeit selbst auch keine Arbeitszeit sein. Der Arbeitnehmer nimmt eine
so vom Arbeitgeber geschaffene Möglichkeit zur Tesfüng wahr. Die dafür erforderliche Zeit muss er als
Freizeit aufbringen.
Eine andere Meinung geht dahin, dass die Testung nur deshalb erforderlich ist, weil der Arbeitnehmer

seine Arbeitspflicht erftillen muss. Dementsprechend hängt die Tesfüng mit der Erfüllung der
Arbeitspflicht zusammen und sei deshalb Arbeitszeit.

Diese Frage wird letztlich von Gerichten zu klären sein.

Unterzeichner tendieren aber dahin, die Testzeit nicht als Arbeitszeit zu bewerten, da der Text der 2.
Änderungsverordnung keinerlei Anhaltspunkte dafür liefert, dass die Vorhaltung von Testangeboten
auch zu einer damit korrespondierenden arbeitsvertraglichen Nebenpflicht des Arbeiföehmers führt, sich
testen zu lassen.

Etwas Anderes wäre es aber, wenn der Arbeitgeber unter den oben zu Ziff. 4 genannten Bedingungen
vom Arbeitnehrner die Testung verlangen kann.

8. Arbeitsverweigerung bei unterlassenem Testangebot?

Im Internet wird unter Juristen auch die Frage diskutiert, ob der Arbeitnehmer das Recht hat, seine Arbeit
zu verweigern, wenn der Arbeitgeber entgegen der 2. Ändemngsverordnung keine Testangebote
unterbreitet. Als anwaltliche Berater würden wir ein solches Vorgehen nicht empfehlen, da die
Arbeitsverweigerung häufig mit nachhaltigen Sanktionen, wie Abmahnung oder gar Kündigung des
Arbeitsverhältnisses beantwortet wird. Zwar wäre theoretisch die Verweigerung der Arbeitsleistung
unter solchen Bedingungen denkbar, die eine erhöhte Infektionsgefahr mit sich bringen, etwa in den
Bereichen, in denen ohnehin eine gesetzliche Testpflicht besteht. Eine solche Situation kann aber nicht
auf das allgemeine betriebliche Geschehen übertragen werden, weshalb wir Arbeitnehmern nicht
empfehlen können, wegen des Ausbleibens von Testangeboten die Arbeit zu verweigern.

9. Wie ist der Test durchzuführen?

Da die Verordnung dazu keinerlei Vorgaben macht, muss davon ausgegangen werden, dass die Testung
unter innerbetrieblichen Umsfönden, aber auch extern durch Dritte durchgeführt werden kann. Für die
innerbetriebliche Tesfüng gibt es, jedenfalls bislang, keine Vorgaben. Damit ist der Arbeitgeber darauf
angewiesen, die Herstellerangaben der eigens beschafften Tests zu nutzen und diese anzuwenden. Bei
Selbsttests, die also der Eigenanwendung durch jeden einzelnen Arbeitnehmer dienen, muss der
Arbeiföehmer in die Lage versetzt werden, die Herstellerangaben zu lesen. Es muss sichergestellt
werden, dass der Arbeitnehmer diese Herstellerangaben auch versteht und umsetzen kann.
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Wir haben probeweise den bei Lidl erhältlichen Selbsttest Rapid SARS-CoV-2 Antigen Test
hinsichtlich seiner Praktikabilität überprüft. Die Herstellerhinweise erstrecken sich auf 2 DIN-
A4-Blätter und sind in einer kleinen Schriftgröße verfasst. Es werden Vorgaben für
Umgebungstemperatur, räumliche und Umgebungsbedingungen sowie für die subjektive
Situation des Probanden gemacht (es werden allein 14 wichtige Informationen benannt, die vor
der Durchführung des Tests zu beachten sind, weiterhin 13 Informationen über die
Einschränkungen des Tests und weitere 7 Maßnahmen zur Vorbereitung des Tests). Das
Testverjahren selbst gliedert sich nach der Herstelleranleitung in 11 Verfahrensschritte.

Allein diese wenigen Fakten legen nahe, dass bei der Umsetzung der Testangebotspflicht im
betrieblichen Alltag Probleme entstehen werden, die letztlich Arbeitgeber und Arbeitnehmer treffen.

Ebenso wenig hat das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales bei der Abfassung der 2.
Änderungsverordnung Regelungen dafür vorgesehen, welche Voraussetzungen vom Arbeitgeber
gestellte Testpersonen erfüllen müssen.

Arbeitgeber müssen sich auch bewusst sein, dass im Rahmen der Testung der Arbeitnehmer

Positivbefunde entstehen können, die dann gegenüber den Gesundheitsämtern zwingend meldepflichtig
sind. In diesem Zusammen?hang werden all die Personen, die im Betrieb mit der Testung des betroffenen
Arbeitnehmers in Kontakt waren, mit hoher Wahrscheinlichkeit einer Quarantäne unterworfen werden.

Dringender Hinweis:

Angesichts der Unwägbarkeiten, die bei einer innerbetrieblichen Tesfüng entstehen können, kann nur
dringend angeraten werden, die externen Testmöglichkeiten durch öffentliche Testzentren, Apotheken
o. Ä. zu nutzen. Die durch eine innerbetriebliche Testung entstehenden Risiken für die Testenden, aber
auch für die Testpersonen können allenfalls in Großbetrieben, die über ein ausreichendes
Coronatestmanagement verfügen, beherrscht werden, keinesfalls in kleinen oder mittelständischen
Betrieben!

10. Fazit

Die Bundesregiening hat, ähnlich wie die vor Ostern beabsichtigte Osterruhe an Gründonnerstag und
Karsamstag, mit ,,heißer Nadel? eine Testpflicht konstruiert, die in großen Teilen FmBen aufwirft.
Außerdem muss wegen der dem Arbeitgeber auferlegten Kostentragungspflicht die Frage erlaubt sein,
ob es sich bei der von der Bundesregierung statuierten Testpflicht fötsächlich um eine Maßnahrne des
Arbeitsschutzes handelt. Arbeitsschutzrnaßnahmen nach dem Arbeitsschutzgesetz sollen die
Arbeitnehmer vor den spezifischen Gefahren, die von der Arbeit an bestimmten Arbeitsplätzen
ausgehen, schützen. Die Testung bezieht sich aber auf ein allgemeines Gesundheits-, Krankheitsrisiko,
das die Arbeitnehmer auf Grund der gesamtgesellschaftlichen Dimension tragen. Hier gibt es also keine
arbeitsplatzspezifische Besonderheit mit Ausnahme der Tatsache, dass Arbeitnehmer im Betrieb und

am Arbeitsplatz arbeitsteilig zusammenarbeiten und dadurch Kontaktnähe entsteht. Dies ist aber nur im

Zusammenhang mit dem pandemiebedingten Geschehen ein erhöhtes füsiko und somit die Testung
eigentlich gesellschaftliche bzw. staatliche Aufgabe und nicht Pflicht der Arbeitgeber.

Dass der Staat die Arbeitgeber dann auch noch mit der Frage der Art und Weise der Testung und den

Folgen der Tesfüng allein lässt, beschreibt nur die allgemein bestehende Hilflosigkeit im Umgang mit
eigentlich notwendigen pandemievorbeugenden Maßnahmen.
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Es wäre sicherlich wünschenswert, wenn jemand diese 2. Änderungsverordnung schnellstmöglich
wieder abschafft oder dafür sorgt, dass diese gar nicht erst in Kraft tritt. Testungen durch öffentliche
Testzentren wären der wesentlich sinnvollere Weg, insbesondere auch unter dem Aspekt der Wahrung
notwendiger Qualitätsstandards.

Für weitere Rückfragen stehen wir selbstverständlich jederzeit gern zur Verfügung.

mitgeteilt von

Michael Koch

Fachanwalt ftir Arbeitsrecht

Rechtsanwalt

Stephanie Has
Fachanwältin für Arbeitsrecht

Rechtsanwältin

Anlagen
2. Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2 Arbeitsschutzverordnung
SARS-CoV-2 Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV)
Gebrauchsanweisung RAPID SARS-CoV-2 Antigen Test

Haben Sie noch Fragen? Kontaktieren Sie uns gem telefonisch unter 03631/434990 oder per Mail iiifo!)koch-boikat.dc.
Jederzeit haben wir auch die Gelegenheit über ein persönliches Gespräch.

Besuchen Sie und auch im Internet: www.koch-boikat.de und bewerten Sie uns

https ://www.goog le.com /searc h ? e lie nt=fi refox-b-d & q=koc h+ %26+Boi kat
bitte auf Google unter
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Verordnung

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

Zweite Verordnung
ordnung

X
zur I-

?«s
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der SARS-CoV-2 Arbeitsschutzver-

A. Problem und Ziel

Die gegenwärtig verstärkt auftretenden Infektionen mit den gefährlicheren SARS-CoV-2 Vi-
rusvarianten erhöhen das Infektionsrisiko auch in Betrieben. Tests (zum Beispiel Antigen-
Schnelltests) sind ein geeignetes und wichtiges Instrument zur Bekämpfung der Pandemie.
Je häufiger getestet wird und je schneller ein Testergebnis vorliegt, desto früher und wir-
kungsvoller kann eine Ausbreitung des Virus im Betrieb reduziert oder vermieden werden.
Tests in Betrieben sind daher eine notwendige Ergänzung des Arbeitsschutzes zu einer
flächendeckenden Bereitstellung von Testkapazitäten für alle Bürgerinnen und Bürger im
Bereich des Infektionsschutzes. Deshalb soll die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
verlängert und um eine an die Arbeitergeber gerichtete Testangebotspflicht ergänzt werden.

B. Lösung

t

Bisher wurden in den Phasen des Lockdowns, in denen die Verordnungen zum Infektions-
schutz ein nahezu vollständiges Herunterfahren des öffentlichen Lebens vorsahen, viele
Tätigkeiten von Betrieben aufrechterhalten. Eine effektive Senkung des Infektionsrisikos mit
den SARS-CoV-2 Virusvarianten ist jedoch nur möglich, wenn gleichzeitig mit dem Herun-
tefahren des öffentlichen Lebens auch in der Arbeitswelt notwendige Maßnahmen getrof-
fen werden, um eine weitere Ausbreitung zu verhindern. Für alle Betriebe, Einrichtungen
und Verwaltungen in Deutschland, deren Beschäftigte nicht im Homeoffice arbeiten, wird
daher die Pflicht eingeführt, jeder und jedem ihrer Beschäftigten mindestens einmal in der
Woche, einen Test anzubieten. Gerade in Betrieben können sich eine Vielzahl von Kontak-
ten und damit Übertragungsmöglichkeiten ergeben, wenn die Beschäftigten sich innerhalb
der Arbeitsstätte bewegen. Auch die Wege zur und von der Arbeitsstätte stellen ein Infekti-
onsrisiko dar. In besonderen Beschäftigtengruppen mit einem tätigkeitsbedingt erhöhten
Infektionsrisiko müssen jede und jeder Beschäftigte mindestens zweimal pro Woche ein
Testangebot vom Arbeitgeber erhalten. Die Beschäftigten sind aufgerufen, die Testange-
bote vom Arbeitgeher wahrzunehmen.

C. Alternativen

Eine Selbstverpflichtung der Wirtschaft ist keine Alternative, da nach aktuellen Umfragen
nur sechs von zehn Beschäftigten (61 Prozent) von ihrem Arbeitgeber ein Corona-Testan-
gebot erhalten. Insgesamt halten aktuell nur 69 Prozent der Unternehmen jetzt oder in
Kürze ein regelmäßiges Testangebot für ihre in Präsenz Beschäftigten bereit. Diese Zahlen
sind zur Eindämmung der Pandemie nach Einschätzung der Bundesregierung nicht ausrei-
chend, trotz der deutlichen Ausweitung der betrieblichen Testangebote in den vergangenen
Wochen.
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfülfüngsaufwand

Für den Bund und die Länder als Arbeitgeber können durch die Verordnung als Arbeitgeber
in Abhängigkeit von der Größe der Verwaltung Kosten in Verbindung mit der Umsetzung
von Infektionsmaßnahmen entstehen. Für den Bund werden diese Kosten im Rahmen der
bestehenden Ansätze in den Einzelplänen gedeckt.

E. Erfmfüngsaufwand
--g-

E.I Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für Bürgerinnen und Bürger wird kein Erfüllungsaufwand begründet, geändert oder aufge-
hoben.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch die Anpassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung und durch die Verlänge-
rung ihrer Geltungsdauer können für Arbeitgeber in Abhängigkeit der Unternehmensgröße
und des jeweiligen Wirtschaftszweigs einmalige Sach- und Personalkosten durch die Um-
setzung von Infektionsmaßnahmen entstehen. Für die Bereitstellung der medizinischen Ge-
sichtsmasken und für die Einführung des Testangebots sind bis zum 30. Juni 2021 bis zu
einhundertdreißig Euro je betroffenem Beschäftigten anzusetzen.

Zur Unterbreitung der Testangebote entsprechend § 5 der Verordnung sind, unter Berück-
sichtigung der in der Begründung getroffenen Annahmen, einmalige Sachkosten über die
Gültigkeitsdauer der Verordnung von bis zu 1 ,43 Milliarden Euro zu veranschlagen. Hinzu-
kommen einmalige Sachkosten zur Bereitstellung von medizinischen Gesichtsmasken von
bis zu 1 ,01 Milliarden Euro über die Gültigkeitsdauer der Verordnung. Auf Basis der freiwil-
ligen Verpflichtung der Arbeitgeberverbände haben bereits 60 Prozent der Beschäffigten
ein entsprechendes Testangebot erhalten. Zusätzlichen Kosten entstehen für die Betriebe,
die bisher keine Angebote unterbreitet haben.

( Die Verordnung dient damit auch der Herstellung fairer Wettbewerbsbedingungen für alle
Betriebe und trägt dazu bei einen vollständigen wirtschaftlichen Lockdown mit enstehenden
Kosten im mehrstelligen Milliardenbereich sowie eine einhergehende dauerhafte Schädi-
gung der deutschen Wirtschaft zu verhindern.

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

Es entstehen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten.

E.3 Frfiaillungsa«ifwand der Verwaltung

Im Hinblick auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber gelten die Ausfüh-
rungen unter E.2 entsprechend.

Darüber hinaus entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Verwaltung.
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F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.



-4- Bearbeitungsstand: 13.04.2021 9:16 Uhr

Verordnung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

Zweite Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung

Vom ...

Auf Grund des § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes, der durch Artikel I Nummer 1
Buchstabe b des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. l S. 3334) angefügt worden ist,
verordnet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales:

Artikel 1

Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung

Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnzAT
22.01.2021 V1), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. März 2021 (BAnzAT
12.03.2021 Vl ) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt:

,,§5

Tests in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2

(1 ) Zur Minderung des betrieblichen SARS-CoV-2-Infektionsrisikos hat der Arbeit-
geber Beschäftigten, soweit diese nicht ausschließlich in ihrer Wohnung arbeiten, min-
destens einmal pro Kalenderwoche einen Test in Bezug auf einen direkten Erreger-
nachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten.

(2) Folgenden Beschäftigten hat der Arbeitgeber abweichend von Absatz 1 min-
destens zwei Tests pro Kalenderwoche in Bezug auf einen direkten Erregernachweis
des Coronavirus SARS-CoV-2 anzubieten:

1 . den Beschäftigten, die vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung in Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht sind,

2. den Beschäftigten, die unter klimatischen Bedingungen in geschlossenen Räumen
arbeiten, die eine Übertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 begünstigen,

3. den Beschäftigten in Betrieben, die personennahe Dienstleistungen anbieten, bei
denen direkter Körperkontakt zu anderen Personen nicht vermieden werden kann,

4. den Beschäftigten, die betriebsbedingt Tätigkeiten mit Kontakt zu anderen Perso-
nen ausüben, sofern die anderen Personen einen Mund-Nase-Schutz nicht tragen
müssen, und

5. den Beschäftigten, die betriebsbedingt in häufig wechselnden Kontakt mit anderen
Personen treten.
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(3) Nachweise über die Beschaffung von Tests nach Absatz 1 und Absatz 2 oder
Vereinbarungen mit Dritten über die Testung der Beschäftigten sind vom Arbeitgeber
vier Wochen aufzubewahren."

2. Derbisherige§5wird§6unddieWörter,,mitAblaufdes30.April202l"werdendurch
die Wörter ,,am Tag der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz I Satz 2 des Infek-
tionsschutzgesetzes, spätestens jedoch mit Ablauf des 30. Juni 2021" ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am fünften Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die gegenwärtig verstärkt auffretenden Infektionen mit den gefährlicheren SARS-CoV-2 Vi-
rusmutationen erhöhen auch das Infektionsrisiko im Betrieb. Der Epidemiologische Steck-
brief zu SARS-CoV-2 und COVID-19 des Robert Koch-Instituts (Stand: 18.3.2021 ) stellt zu
diesen Mutationen fest, dass die Wissenschaft mittlerweile davon ausgeht, dass diese Va-
riante erhöhte Übertragbarkeit aufweisen und mit erhöhter Fallsterblichkeitsrate einhergeht.

/

Tests, zum Beispiel durch Antigen-Schnelltests, sind ein geeignetes niederschwelliges ln-
strument zur Identifizierung sonst unerkannter Infektionen und leisten einen wichtigen Bei-
trag zur Bekämpfung der Pandemie. Je häufiger getestet wird und je schneller ein Tester-
gebnis vorliegt, desto früher und wirkungsvoller kann ein Eintrag des Virus in den Betrieb
reduziert oder ganz vermieden werden. SARS-CoV-2 wird nicht nur von symptomatischen,
sondern auch von asymptomatischen Personen übertragen. Dies wird durch das überwie-
gende Auftreten der Mutationen drastisch verstärkt. Um das Infektionsrisiko bestmöglich
einzudämmen, ist es daher erforderlich, möglichst viele der im Betrieb anwesenden Be-
schäftigten, regelmäßig zu testen. Dadurch können gerade auch symptomfreie Beschäftigte
identifiziert werden, die mit SARS-CoV-2 infiziert und dadurch möglicherweise ansteckend
sind. Ein frühzeitiges Erkennen dieser Beschäftigten kann mögliche Infektionsketten im Be-
trieb rasch unterbrechen. Durch die mit den Tests (zum Bespiel Antigen-Schnelltests) zur
Verfügung gestellten Materialien (z.B. Beipackzettel) erhalten Anwender begleitende Infor-
mationen und Hinweise zu den zu treffenden Maßnahmen insbesondere bei positiven, oder
unklaren Testergebnissen.

Im Falle einer Infektion kann sich die Zahl der von einer infizierten Person ausgeschiedenen
Viren innerhalb weniger Stunden stark erhöhen. Daher eignen sich Testungen (zum Bei-
spiel Antigen-Schnelltests) nur als zusätzliche Maßnahme des betrieblichen Infektions-
schutzes, können aber nicht im Sinne einer ,,Freitestung" den Wegfall anderer erforderlicher
Infektionsschutzmaßnahmen wie Maskenpflicht oder Einhaltung des Mindestabstands be-
gründen.

(

11. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Für alle Betriebe in Deutschland, deren Beschäftigte nicht von ihrer Wohnung aus arbeiten,
wird die Pflicht zum Angebot einer mindestens einmal wöchentlichen Testung eingeführt.
Ein betriebliches Testangebot ist darüber hinaus vor allem für Beschäftigte sinnvoll, bei
denen tätigkeitsbedingt ein erhöhtes Infektionsrisiko besteht. Deshalb sollen Beschäftigte,
die Tätigkeiten in Innenräumen unter infektionsförderlichen klimatischen Bedingungen aus-
führen, bei körpernahen Tätigkeiten und Tätigkeiten mit häufigen Personenkontakten häu-
figer einen Test in Anspruch nehmen können und wöchentlich insgesamt zwei Angebote
zur Testung erhalten. Dies gilt auch für Beschäftigte bei arbeitsbedingt infektionsförderli-
chen Lebensumständen wie der Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften, die der Ar-
beitgeber bereitstellt.

Ill, Alternativen

Keine.
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IV. Regelungskompetenz

Die Verordnungskompetenz für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ergibt sich
aus § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG).

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

[)ie Verordnung ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen
vereinbar.

Vl. Regelungsfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Verordnung sieht keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung vor.

/ 2. Nachhaltigkeitsaspekte

Nachhaltigkeitsaspekte sind durch die Verordnung nicht betroffen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für den Bund und die Länder als Arbeitgeber können durch die Verordnung in Abhängigkeit
der Größe der Verwaltung Kosten in Verbindung mit der Umsetzung von Infektionsmaß-
nahmen entstehen. Für den Bund werden diese im Rahmen der bestehenden Ansätze in

den Einzelplänen gedeckt.

4, Erfüllungsaufwand

4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.

4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaff

Für die verlängerte Bereitstellung von medizinischen Gesichtsmasken wird von einem rech-
nerischen Mehraufwand je Woche von durchschnittlich drei Euro je Beschäftigten unter fol-
genden Annahmen ausgegangen: die Tätigkeit ist nicht für die Erbringung im Homeoffice
geeignet bzw. kann dort nicht erbracht werden, die täglichen Mehrkosten für die durch diese
Verordnung pro Beschäffigen bereitzustellenden Masken übersteigen nicht sechzig Cent
(unter Berücksichtigung eines Verbrauchs von Mund-Nase-Schutzmasken von drei Stück
pro Beschäftigten und Tag). Die Bereitstellung von Atemschutzmasken erfolgt entspre-
chend der jeweiligen Hygienekonzepte.

Für die Unterbreitung eines Testangebots wird von einem rechnerischen Mehraufwand je
Woche von bis zu zehn Euro je betroffenem Beschäftigten unter folgenden Annahmen aus-
gegangen: die Tätigkeit erfüllt die Kriterien nach § 5 Absatz 1 und 2 Corona-ArbSchV, die
Testung wird entsprechend den Mindestanforderungen der Verordnung als Selbsttest
durchgeführt und die Kosten je Test werde mit rund fünf Euro veranschlagt.

Über die Gültigkeitsdauer der Verordnung von rund 10 Wochen kann davon ausgegangen
werden, dass sich die gesamten einmaligen Sachkosten auf bis zu einhundertdreißig Euro
je betroffenem Beschäffigten nach § 5 Absatz 1 und 2 Corona-ArbSchV belaufen. Auf Basis
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der freiwilligen Verpflichtung der Arbeitgeberverbände erhalten ca. 60 Prozent der Beschäf-
tigte ein entsprechendes Angebot, diese zusätzlichen Sachkosten sind somit für die Be-
triebe anzunehmen, die bisher kein Angebot zur Testung unterbreitet haben.

Unter Beachtung des bestehenden freiwilligen Testangebotes in den Betrieben wird veran-
schlagt, dass ca. 14,5 Millionen Beschäftigte, die von der Unterbreitung eines wöchentlchen
Testangebotes nach dieser Verordnung derzeit betroffen sind, nicht über das bestehende
freiwillige Angebot erfasst sind. Darüber hinaus wird vereinfachend angenommen, dass das
bestehende Testangebot sich auf eine einmalige Testung beschränkt. Es wird veranschlagt,
dass bis zu 14 Millionen Beschäftigten eine zweites wöchentliches Testangebot entspre-
chend § 5 Absatz 2 der Verordnung zu unterbreiten ist.

Zur Unterbreitung der Testangebote entsprechend § 5 der Verordnung sind, unter Berück-
sichtigung der hier getroffenen Annahmen, einmalige Gesamtsachkosten über die Gültig-
keitsdauer der Verordnung von bis zu 1,43 Milliarden Euro zu veranschlagen. Hinzukom-
men einmalige Sachkosten zur Bereitstellung von medizinischen Gesichtsmasken von bis
zu 1 ,01 Milliarden Euro über die Gültigkeitsdauer der Verordnung.

Die Entscheidung, ob die freiwillige Testung der Beschäftigten innerhalb der Arbeitszeit der
Beschäfttigten erfolgt oder nicht, wird im Rahmen betrieblicher Vereinbarungen getroffen.
Eventuell entstehende Lohnkosten für den Arbeitgeber werden daher an dieser Stelle nicht
berücksichtigt und eine Abdeckung über die bestehenden lohnbezogenen Ausgaben ange-
nommen.

Einmalige Sachkosten für die Umsetzung von technischen und organisatorischen lnfekti-
onsschutzmaßnahmen können darüber hinaus entstehen, die in Abhängigkeit der beste-
henden Arbeitsbedingungen und der bereits getroffenen Infektionsschutzmaßnahmen ent-
sprechend der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel sowie der jeweils ausgeführten Tätigkeit
schwanken.

Auf Grund des derzeit hohen Nutzungsgrades von Homeoffice ist durch die Verlängerung
der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung pauschal kein Mehraufwand anzunehmen. Im
Einzelfall können durch die Bereitstellung und Nutzung eines Homeoffice-Angebotes in Ab-
hängigkeit der jeweiligen betrieblichen Vereinbarung und Ausgestaltung der Arbeit von zu
Hause unterschiedlich hohe Kosten entstehen, die von der unternehmerischen Entschei-
dung abhängen.

Ein möglicher Mehraufwand durch die Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung und die
Umsetzung der abgeleiteten Schutzmaßnahmen stellen keinen Mehraufwand begründet in
dieser Verordnung dar, sondern ist als bestehender Erfüllungsaufwand nach dem Arbeits-
schutzgesetz zu sehen.

Personalkosten für die Ableitung und Bereitstellung des Hygienekonzeptes entstehen durch
die Verlängerung der Verordnung nicht.

Als einmalige Kosten je Standort wurde ein Zeitzuschlag für die Einarbeitung in die Neure-
gelung der Verordnung, für die Einrichtung entsprechender Prozessstrukturen im Unterneh-
men angenommen. Hierbei wurde ein Zeitanteil von dreihundert Minuten mit hohem Quali-
fikationsniveau (bei durchschnittlichen Lohnkosten von 56,40 Euro) angesetzt. Zur anteili-
gen Umsetzung wird ein Zeitanteil von hundertzwanzig Minuten mit hohem Qualifikations-
niveau und dreihundert Minuten mit mittlerem Qualifikationsniveau (bei durchschnittlichen
Lohnkosten von 32,20 Euro) veranschlagt, dies umfasst auch die Dokumentation des Tes-
tangebots. In Summe wird somit ein einmaliger Erfüllungsaufwand je Standort in Höhe von
555,80 Euro angesetzt.

4.3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung
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Im Hinblick auf den Erfüllungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber gelten die Ausfüh-
rungen unter 4.2 entsprechend.

Darüber hinaus entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Verwaltung.

5, Weitere Kosten

Die Verordnung führt zu keinen weiteren Kosten.

6. Weitere Regelungsfolgen

Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher entstehen nicht. Die Verordnung hat
keine gleichstellungspolitische Relevanz.

Vll. Befristung; Evaluierung

Die Rechtsverordnung, die das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Rahmen der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite erlässt, tritt am 30. Juni 2021 außer Kraft.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung)

Zu Nummer 1

Die Vorschriff reagiert auf das gegenwärtig auch im betrieblichen Rahmen erhöhte Infekti-
onsrisiko durch die gefährlichen SARS-CoV-2 Varianten. Sie regelt das verpflichtende An-
gebot von Tests zum direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 durch die Betriebe mit
dem Ziel, den Arbeitgebern und den Beschäftigten mehr Sicherheit im Wege der Früher-
kennung zu geben und eine Ausbreitung von Infektionen im Betrieb zu verhindern. Das
Testen ermöglicht eine schnelle Erfassung von infizierten Personen. Dies ist eine wichtige
Voraussetzung für eine frühzeitige Unterbrechung von Infektionsketten, erhöht den Schutz
der Beschäftigten und dient der Aufrechterhaltung des Arbeits- und Wirtschaftslebens. Mit-
telbar profitiert auch der Bevölkerungsschutz. Das Testen entbindet nicht von der Einhal-
tung der AHA+L-Regel, der sonstigen technischen und organisatorischen Arbeitsschutz-
maßnahmen sowie notwendigen Hygienevorkehrungen im Betrieb und der Beachtung der
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel. Es können PCR-Tests oder Antigen-Schnelltests zur pro-
fessionellen oder zur Selbstanwendung angeboten werden.

Absatz 2 regelt für bestimmte Beschäftigungsgruppen mit besonders hohem Infektionsri-
siko eine höhere Testdichte und sieht eine Testfrequenz von mindestens zwei Tests pro
Woche vor.

In verschiedenen Branchen kam es in Gemeinschaffsunterkünffen, in denen Beschäftigte
vom Arbeitgeber untergebracht waren, wiederholt zu Covid-19 Ausbrüchen, unter anderem
im Bereich der Saisonbeschäftigung in der Landwirtschaft. Diesen Beschäftigtengruppen
muss deshalb ein häufigeres Testangebot unterbreitet werden.

Die wiederholten Ausbrüche in bestimmten Sparten der Lebensmittel - und Fleischproduk-
tion, in denen Beschäftigte unter ungünstigen klimatischen Bedingungen in Innenräumen
tätig werden, belegen ein erhöhtes Infektionsrisiko in diesen Arbeitsumgebungen. In diese
Bereichen ist mit erhöhtem Aerosolausstoß zu rechnen, da aufgrund des lauten Arbeitsfelds
die Beschäftigen lauter sprechen müssen. Auch die hygienebedingt abgesenkten Tempe-
raturen an diesen Arbeitsplätzen erhöhen das Risiko einer Infektion mit dem SARS-CoV-2
-Coronavirus.
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Einem erhöhten tätigkeitsbedingten Infektionsrisiko sind auch Beschäffigte ausgesetzt, die
körpernah arbeiten, da aufgrund der Unterschreitung des Mindestabstandes von 1 ,5 Metern
zwischen zwei Personen, die Infektionsgefahr signifikant steigt. Auch für diese bieten re-
gelmäßige und häufigere Testungen einen wichtigen Zusatzbeitrag zur Verbesserung des
Infektionsschutzes.

Tests sind hier aufgrund des erhöhten Aerosolausstoßes und des damit verbundenen be-
sonderen Infektionsrisikos sehr wichtig. Dies betriffl zum Beispiel Beschäffigte, die in Kin-
dertagesstätten arbeiten oder die Menschen mit Behinderungen betreuen, da diese Perso-
nengruppen keinen Mund-Nase-Schutz tragen können.

Das Risiko der Verbreitung des Virus ist, gerade vor dem Hintergrund der infektiöseren
Virusvarianten, besonders kritisch, wenn es im Betrieb zu häufigen und wechselnden Kon-
takten der Beschäftigten zu anderen Personen kommt. Dies betrifft zum Beispiel den Ein-
zelhandel sowie Beförderungs-, Zustell- und andere Transportdienstleistungen. Beschäf-
tigte, die im Arbeitsumfeld im Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 5 arbeiten, sind auch auf-
grund der Gefahren von Tröpfcheninfektionnen vermehrt zu testen.

Absatz 3 dient der Dokumentation der betrieblichen Angebote der Testungen und ermög-
licht den Arbeitsschutzbehörden und den Aufsichtspersonen der Unfallversicherungsträger
die Überprüfung der betrieblichen Maßnahmen im Bereich der Beschäftigtentestung. Das
Angebot an die Beschäftigten zur Durchführung von Testungen durch Dritte im Sinne dieser
Vorschriff schließt die Beauftragung entsprechend geeigneter Dienstleister mit ein.

Zu Nummer 2

Nummer 2 ändert das Außerkrafttreten der Verordnung.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Verordnung. Der Zeitraum zwischen Veröffentlichung
und Inkrafttreten dient denjenigen Betrieben, Einrichtungen und Verwaltungen, die bisher
keine Testangebote unterbreitet haben zur Beschaffung der Tests und zur innerbetriebli-
chen Organisation.
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Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Corona-ArbSchV

Ausfertigungsdatum: 21 .01 .2021

Vollzitat:

"SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01 .2021 V1 ), die durch Artikel 1 der Verordnung
vom 11. März 2021 (BAnz AT 12.03.2021 V1 ) geändert worden ist"

V aufgeh. durch § 4 d. V v. 21.1.2021 BAnz AT 22.01.2021 V1 mWv 15.3.2021 ; die Geltung dieser V ist gem. §
5 früher § 4 idF d. Art. I Nr. 5 V v. 11.3.2021 BAnz AT 12.03.2021 V1 mWv 13.3.2021 über den 15.3.2021
hinaus bis zum 30.4.2021 verlängert worden

S??. GeändertdurchArt.1Vv.11.3.2021BAnzAT12.03.2021V1

Näheres zur Standangabe finden Sie im Menü unter ?

Fußnote

(*** Textnachweis ab: 27.1.2021 *++)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Eingangsformel

Auf Grund des § 18 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes, der durch Artikel I Nummer I Buchstabe b des Gesetzes vom 22.
Dezember 2020 (BGBI. l S. 3334) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Arbeit und Soziales:
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ I Ziel und Anwendungsbereich

(1 ) Diese Verordnung dient dem Ziel, das Risiko einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 bei der Arbeit zu minimieren
und Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu schützen.
(2) Die Arbeitsschutzverordnungen gemäß § 1 8 Absatz 1 und 2 des Arbeitsschutzgesetzes und abweichende Vorschriffen der
Länder zum Infektionsschutz, insbesondere im Zusammenhang mit der Betreuung von Kindern sowie weitergehende Vorschriften
der Länder und die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel bleiben unberührt.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 2 Maßnahmen zur Kontaktreduktion im Betrieb

(1 ) Der Arbeitgeber hat gemäß der §§ 5 und 6 des Arbeitsschutzgesetzes die Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich zusätzlich
erforderlicher Maßnahmen des betrieblichen Infektionsschutzes unter Berücksichtigung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel zu
überprüfen und zu aktualisieren.
(2) Der Arbeitgeber hat alle geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen zu treffen, um betriebsbedingte
Personenkontakte zu reduzieren. Die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere Personen ist auf das betriebsnotwendige
Minimum zu reduzieren. Die Maßnahmen gelten auch für Pausenbereiche.
(3) Betriebsbedingte Zusammenkünfte mehrerer Personen sind auf das betriebsnotwendige Minimum zu reduzieren und nach
Möglichkeit durch die Verwendung von Informationstechnologie zu ersetzen. Können solche betriebsnotwendigen
Zusammenkünfte nicht durch Informationstechnologie ersetzt werden, so hat der Arbeitgeber durch andere geeignete
Schutzmaßnahmen den gleichwertigen Schutz der Beschäfiigten sicherzustellen, insbesondere durch Lüftungsmaßnahmen,
geeignete Abtrennungen zwischen den anwesenden Personen oder sonstige im Hygienekonzept ausgewiesene Maßnahmen.
(4) Der Arbeitgeber hat den Beschäffigten im Fall von Büroarbeit oder vergleichbaren Tätigkeiten anzubieten, diese Tätigkeiten in
deren Wohnung auszuführen, wenn keine zwingenden betriebsbedingten Gründe entgegenstehen.
(5) 1st die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mel'irere Personen erforderlich, so darf eine Mindestfläche von 10
Quadratmetern für jede im Raum befindliche Person nicht unterschritten werden. Lassen zwingende betriebsbedingte Gründe,
insbesondere die auszuführenden Tätigkeiten oder die baulichen Verhältnisse, die Einhaltung der Mindestfläche nach Satz 1 nicht
zu, hat der Arbeitgeber durch andere geeignete Schutzmaßnahmen den gleichwertigen Schutz der Beschäftigten sicherzustellen,
insbesondere durch:

1. Lüftungsmaßnahmen,

2. geeignete Abtrennungen zwischen den anwesenden Personen,

3. Tragepflicht von Mund-Nase-Schutz oder Atemschutzmasken für alle anwesenden Personen,



sonstige im Hygienekonzept ausgewiesene Maßnahmen.

(6) In Betrieben mit mehr als zehn Beschäftigten sind die Beschäffigten in möglichst :leine Arbeitsgruppen einzuteilen.
försonenkontakte zwischen den einzelnen Ärbeitsgruppen im Betriebsablauf sowie Änderungen dTeser Einteilung sind auf das
betriebsnotwendige Minimum zu reduzieren. 7pifvprsetztes Arbeiten ist zu ermöglichen, soweit die betrieblichen Gegebenheiten
dies zulassen.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

4.

§ 3 Betriebliche Hygienekonzepte

(1 ) Der Arbeitgeber hat auf der Grundlage der Gefährdungsbeurteilung nach § 2 Absatz 1 und unter Berücksichtigung der SARS-
ÖoV-2-Arbeitsschutzregel in einem Hygienekonzept die erforderlichen Maßnahmen zum betrieblichen Infektionsschutz
festzulegen und umzusetzen. Zur weiteren Orientierung über geeignete Maßnahmen nach Satz 1 können insbesondere die
branchenbezogenen Handlungshilfen der Unfallversicherungsträger herangezogen vverden.
(2) Die Vorgaben des Absatzes 1 hat der Arbeitgeber insbesondere nach der Wiederaufnahme von betrieblichen Tätigkeiten nach
aer Aufhebung von infektionsschutzrechtlichen Üntersagungen und Beschränkungen zu beachten.
(3) Das betriebliche Hygienekonzept ist in der Arbeitsstätte den Beschäftigten in geeigneter Weise zugänglich zu machen.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§ 4 Mund-Nase-Schutz, Atemschutz

(1 ) Der Arbeitgeber hat medizinische Gesichtsmasken (Mund-Nase-Schutz) zur Verfügung zu stellen, wenn

1 . die Anforderungen an die Raumbelegung nach § 2 nicht eingehalten werden können, oder

der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten werden kann, oder

wenn Wege vom und zum Arbeitsplatz innerhalb von Gebäuden zurückgelegt werden.

(1 a) Ergibt die Gefährdungsbeurteilung, dass ein Schutz der Beschäftigten durch Mund-Nase-Schutz nicht ausreichend ist und
Masken mit der Funktion aes Eigenschutzes notwendig sind, sind die in der Anlage bezeichneten Atemschutzmasken
bereitzustellen. Dies gilt insbesondere, wenn

bei ausgeführten Tätigkeiten mit einer Gefährdung durch erhöhten Aerosolausstoß zu rechnen ist, oder

bei betriebsbedingten Tätigkeiten mit Kontakt zu anderen Personen eine anwesende Person einen Mund-Nase-Schutz
nicht tragen muss.

(1 b) Die Beschäffligten haben die vom Arbeitgeber zur Verfügung zu stellenden Masken oder mindestens gleichwertige Masken zu
tragen.
(2) Der zur Verfügung gestellte Mund-Nase-Schutz muss bis einschließlich 25. Mai 2021 den Anforderungen der Richtlinie
9:3/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Medizinprodukte (ABI. L 169 vom 12.7.1993, S. 1 ), die zuletzt durch Artikel 2 der
Richtlinie 2007/47/EG (ABI. L 247 vom 21 .9.2007, S. 21 ) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, entsprechen. Die
Atemschutzmasken müssen der Verordnung (EU) 2Cll6/425 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 über
persönliche Schutzausrüstungen und zur Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates (ABI. L 81 vom 31.3.2016, S. 51 ) oder
aer Medizinischer E3edarf Versorgungssicherstellungsverordnung vom 25. Mai 2020 (BAnz AT 26.05.2020 V1 ) genügen.
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 1a kann der Arbeitgeber andere ebenso wirksame Maßnahmen treffen.
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

2.

3.

1.

2.

§ 5 Inkraföreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am fünften Tag nach der Verkündung in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 30. April 2021 außer Kraft.
Nichtamtliches Inhaitsverzeichnis

Anlage Einsetzbare Atemschutzmasken

(Fundstelle: BAnz AT 22.01 .2021 V1 )
Folgende Maskentypen nach § 4 Absatz 1 a können ausgewählt und benutzt werden:

Vollmasken,
gebläseunterstützte
Masken, Hauben oder
Helme

mit auswechselbarem
2

Partikelfilter

1
N95

1
P2

1

vergleichbar

Maskentyp

FFP2 oder

Zielländer

EU

EU

USA und

Kanada

Australien und

Neuseeland

Standard

(Teil der Kennzeichnung) Weitere Kennzeichnungsmerkmale

Verordnung (EU) 2016/425
DIN EN 149:2001+A1:2009

oder vergleichbar

CE-Kennzeichnung mit nachgestellter
K6nnnummer dBr notifizierten Stelle
z. B. Schutzklasse FFP2
Gebrauchsdauer

Herstellerangaben
EU-Konformitätserklärung
Anleitung und Information

Verordnung (EU) 2016/425
Vollmasken: EN 12942 oder

vergleichbar;
gebläsefiltrierende Hauben:
EN 12941 odervergleichbar
EN 136 oder vergleichbar
Partikelfilter: EN 143 oder

vergleichbar

CE-Kennzeichnung mit nachgestellter
Kennnummer der notifizierten Stelle

Herstellerangaben
EU-Konformitätserklärung
Anleitung und Information

NIOSH-42CFR84 Modellnummer

Lot-Nummer

Maskentyp
Herstellerangaben
TC-Zulassungsnummer

AS/NZS 1716-2Cll2 Identifizierungsnummer oder Logo der
Konformitätsbewertungsstellen



Maskentyp

1
DS2

'1
CPA

Zielländer

Japan

Deutschland

1

2

Ohne Ausatemventil; Masken mit Ausatemventil dürfen nur getragen werden, wenn alle Kontaktpersonen ebenfalls
eine Atemschutzmaske tragen. Corona SARS-CoV-2 Pandemie Atemschutzmasken (CPA) können z. B. überprüfte
KN95-Masken sein, die nach dem Prüfgrundsatz für CPA der Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
getestet worden sind.

Bei diesen Systemen besteht kein Fremdschutz. Sie können daher nur angewendet werden, wenn alle
Kontaktpersonen eine Atemschutzmaske tragen.

zum Seitenanfanq Datenschutz Barrierefreiheitserklärunq Feedback-Formular Seite ausdrucken

Standard

(Teil der Kennzeichnung) Weitere Kennzeichnungsmerkmale

JMHLW-Notification 214,
2018

https://www. ba ua .de/D E/T hemen/Arbeitsgestaltu ng-
im-Betrieb/Coronavirus/pdf/
Kennzeichnung-Masken.pdf? blob=
publicationFile&v=l0
https://www.jaish.gr.jp/horei/hor1 -y/hor1 -
y-13-11-3 Lpdf
https ://www.jaish .g r.jp/horei/hor 1 -y/h or 1-
y-13-11-3 2.pdf

Prüfgrundsatz für Corona
SARS-CoV-2 Pandemie

Atemschutzmasken (CPA)

Bescheinigung der Marktüberwachungsbehörde
nach § 9 Absatz 3 der Medizinischer Bedarf
Versorgungssicherstellungsverordnung, die vor
dem 1. Oktober 2020 ausgestellt wurde.



RAPID SARS-COV-2 ANTIGEN TEST CARD
Test zur Eigenanwendung Gebrauchsanweisung
LAX E N T ES-r F UF'! ANTE RIOR-N.AS.A L E ( NAS=?' ?!ORN E ) -A BSTRJC H P ROB EN
Befristet zugelassen zur Eigenanwendung nach §11 Abs. 1 MPG in Deutschland
(BfArM GZ: 5640-S-076/21) ohne abgeschlossenes Konformitätsbewertungsverfahren.
Katalog-Nummer: 07AG6001BS (1 Test/Box); 07AG600585 (5 Tests/Box); ü7AG6ü20BS (20 Tests/BOX)
'> Für den privaten Gebrauch / Test zur Eigenanwendung.
> Bitte befolgen Sie d!e Gebrauchsanweisung.
:- Das Umpacken der Ser und 2üer Verpackungen in kleinere Einheiten ist nicht gestattet (Vereinzelungsverbot).
VERWENDUNGSZWECK
Der SARS-CoV-2 Antigen Schnelltest ist ein auf Immunchromatographie basierender, einstufiger In-vitro-Test. Er ist für die schnelle qualitativeBestimmung von SARS-CoV-2 An(igen in an{erioren Nasenabstrichen'(Nase vorne) von Personen mit Verdacht auf COV}D-19 innerhalb der ersten
sieben Tage nach Auftreken der Symp(ome konzipieit. Der 5ARS-CoV:2 Antigen Schnelltest soll riicht als einzige Grundlage für die Diagnose oder
den Ausschluss einer SARS- COV-2 Infektion verwende( werden.
ZuSAMMENFlASSUNG
Die neuartigen Coronaviren gehören zur ß-Gattung. Generell ist COVID-19 für Menschen eine ansteckende, akute Atemwegserkrankung. Zurzeit
bilden die mit dem neuen Coronavirus infizierren '?atientinnen und Patienken rlie gößte ?nfektionsr)uelle, wobe3 audi asymptomatisch infizierLe
Personen eine Infektionsquelle darstellen können. Auf Basis aktueller epidemiolügischer untersuchungen beträgt die Inkubationszei( l bis 14
Tage, meistens jedoch 3 bis 7 Tage. Als wich(igste Symptome gelten u.a. Fieber, Ermüdung, Verlust von Geruchs- und/oder Geschmackssinn und
trr»ckener Husten. In einigen Fällen wurden auch Symptome wie verstopffe Nase, laufende Nase, Halsschmerzen, Muskelschmerzen und Durchfall
nachgewiesen.
MITGELIEFERTE MATERlAllEN

l '?Bestandteile I
iV-2AmigenTes}kassette(ve?rsiegelterFolienbeutel) i'7

i S(eriler A lAbstrich(u2fer
i E:xtraktionsröti.rchen l

} Extraktiünslösung
Gebrauchsanweisung (diese Beilage)

t
l

l Röhrchenständer +
W?CHTföE INFORMATION VOR DER DURC)".FClHRlJNG
h Leseri Sie diese Anleitung sorgf;iltiq.
» Verwenden Sie das Produkt nicht iiach Ablauf des Vedallsdatums.
» Verwenden Sie das Produkt nicht, wenn der Beutel besch;idigk oder das Siegel gebrochen ist.
* Lagern Sie den Test zwischen 4 und 30oC im versiegelten Originalbeutel. Nicht einfrieren.
{! Das Produkt sollte bei Raumtemperatur (15oC bis JüoC) verwenöe( werden. Wenn das Produkt in einem kühleren Bereich (weniger als

15"C) gelagert wurde, lassen Sie es vor der Venivendunq 30 Minfüen bei nomialer Raumtemperatur stehen.
Behandeln Sie alle Prokien als potentiell infektiös.
Llnzi.ireichende oder ungenaue Probenenknahme, -laqerung und -(ranspor} können zu unqenauen Testergebnissen führen.
Verwenden Sie ausschließlich den en(haltenen Tupfer, um eine o(itimale Durchführung rles Tesm zu gewThhrleisten.
Die korrekte F'robenentriahme ist der wichtiqste Schritt bei der Durchführunq des Tests. Achten Sie darauf, dass Sie mit dem Tupfer
genügend Probenmaterial (Nasensekret) sammeln.

'a Schnäuzen Sie die Nase vor der Probenentnahme mehrmals.
?% Die F'roben sollten so schnell wie mäglich nach der Enknahme untersucht werden.
* Geben Sie die Tropfen det Testprübe nur in die Probenvertiefung (S).
s Zu viele oder zu weni«;)e Tropfen der Extrakt!onslösunq können zu aiinem ungültigen oder falschen Tes(ergebnis führen.
* Kinder unter 14 Jahren sollten von einem Erwachsenen un(erstützt werden.
EJNSCHRÄNKuNGEN
» Der TeSt ist ausschließlich Zum qualitativen NaChWeiS VOn Sws-COV-i Antigen in anteriOr tiasalen (NaSe vorne), Abstridiproben zu

verwenden. Die genaue Künzentration von SARS-CoV-2 Antigen kann im Rahmen dieses Tests nicht bestimm( werden.
Die sachgemäße F'robenenknahme ist von eiitscheideiirler Eledeutung. Die Nichtbeachtung der Vorgehensweise kann zu ungenauen
Testergebnissen führen. Die unsachqem;iße Entnahme, Lagerung oder auch das Einfrieren und Auffauen der Prübe kann zu ungenauen
Testergebnissen Ltiliren.
Wenn die Viruslast der F'robe unter der Nachweisqrenze des Tests liegt, kann der Test zu einem nega}iven Ergebnis rühren.
Wie bei allen diagnostischen Tests süllte eine endgültige klinische Diagnose nicht auf dern Ergebnis eines einzelnen Tests beruhen,
sondern von der Ärztin bzw. dern Arzt nach Auswertunq aller klinischer Erqebnisse und Laborbefunde geskellt werrlen.
Ein negatives Ergebnis schließt abgesehen von SARS-CoV-2 eine virale Ifüektion nicht aus und sollte bei Verdacht auf COVID-19 durch
molekulamiagnostische Methoden (z.B. PCR Test) besfötigt werden.
Fin pOSitiVeS Ergebnis SChließt eine zusätz:iche jnfektion mit anderen Ktankheitsernegern tiiCh( aUS.
Der SARS-CoV-2 Antigen Schnelnest kann sowohl lebensföhiges als auch nicht lebensföhiges SAR5-CoV-2- Material nachweisen. Die
Leistung des SARS-CoV-) Schnelltests hängt vün der Viruslast ab und kürreliert möglicherweise nicht mit anderen Diaqnosemethoden,
die an derselben Probe durchgeführ( wurden.
Anwender süllten die Pmben so schnell wie meiglich nach der Prober?entnahme und jedenfalls innerhalb von zwei Stunöen nach der
Probenentnahme kesten.
Die Sensitiviföt bei nasalen üder orophagngealen Abstrichen karin r?iedriger sein als bei Nasopharyngeal-Abstrichen. Die Methode des
Nasopharynqeal-Abstriches sollte nur durch medizinisches Fachpersonal erfolqen.
Möglicherweise werden neuere Vinismutatiünen nichk oder mit qeringerer SensitivitFik erkannt.
Die Menge des Antigens in einer Probe kann mit zunehmender Krankheitsdauer abnehmen. Proben, die nach dem 5. bis 7. Krankheitstag
entnommen wurden, vverden - verglichen mit einem PCR Test - mit größerer Wahrscheinlichkeit nega(iv getestet.
Der Test wurde mit den beiqelegten Abstrichtupfern validiert. Die Verwendung alternativer Abstrjchfüpfer kann zu falsch negativen
Ergebnissen führen.
Die Gültigkeit des SARS-COV-2 Antigen Schrielltests wurde nicht für die Identifizierung/Bestätigung von Gewebekulturisüla(en
nachgewiesen und sollte in dieser Eigenschaff nicht ver'yendet vverden.

VORBEREITUNG

> VJasc+ien Sie Ihre Hände.

> Eine ebene Fläche fteimachen, reinigen und krocknen.
> ' Überprf?fen Sie den Inhal} der Vetpackung.
> Stellen Sie sicher, dass nichts beschädigt oder zerbrochen ist.
> Timer bereiuegen.
> Schnäuzen Sie VOT der ProbenerAnahme mehtmals die Nase.
> Waschen Sie Ihte Hände.
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Bringen Sie die Komponenten des Kits vor dem Testen auf Raumptempera(ur.
Öffnen Sie die Extraktionslösung.
VORS?CHT: Öffnen Sie es vom Gesich( weg und achten Sie darauf, dass Sie
nichts von der Flüssigkeit verschütten.

Drücken Sie den gesamten Inhalt der Extraktionslös+ing in das
Extraktionsröhtchen.

VORSICHT: Vermeiden 5ie rjen Konlak} der bei«Jen Behäl{er.d
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e

o
l ? i

Sie finden den Tiipfer in der versiegelten Verpackung. Identifizieren Sie die
weiche, textile Spitze des Tupfers.

[)7AGfü)SELF-012-03-12-DE
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Ziehen Sie die Tupferverpackung afü und nehmen Sie den TupLer voysichtiq
heraus.

VORSICHT: Versuchen Sie die weiche, textile Spitze des TupLers nicht mit den
Händen zu berüliren.

Führen Sie den Tupfer votsichkig in ein Nasenloch ein. Die Tupferspitze süllte bis
zu 2,5 cm tief vüm Rand des Nasenlochs eingefühit werden. Dtehen Sie en(lang
deia Schleimhaut im Nasenloch, um sichetzustellen, rlass sowohl Schleim als
auch Zellen gesan?melt werden. Drehen Sie den Tiipfer 3-4-mal. Belassen Sie
den Abstrichtupfer einige Sekunden im Nasenloch. Wie«Jerholen Sie den
Vorgaiig mit demselben TupLer im anderen Nasenloch.
VORSICHT: Dies kann sich unangene+'un anfühlen. Führen Sie den Tuqket
nicht tiefer ein, wenn Sie sförken Widerstand oder Schmerzen spüren.

Führen Sie den Abstrichtupfer mit der Probe in das Extraktionsnjhrchen ein.
Drehen Sie den Tupfer nun 3-5-mal. BeIassen Sie den Abstrich 1 Minute in
der Extraktionslösung.

Dtücken Sie das Röhrchen zusammen, während Sie den Abstrichku(>(er
entnehmen, sodass möglichst viel Fltjssigkeit im Röhtchen verbleib(.
Legen Sie den Tupfer zurück in die Tupferverpackung.

Q
Se(zen Sie die Abdeckkappe mi( Tropfaursatz auf das Extrak(ionsnöhrchen.

@ ?'?'a:?l:%%?????a'o?a'a'
Öffnen Sie den Folienbefüel und eriföehmen Sie die Testkasse(te. Leg=n Sie die
Testkassefte auf eine flache und ebene Obernäche.
VORSICHT: Nach dem Öffnen muss die Testkassette sofoit vervvendet
werden.

Drehen Sie das föraktionsröhrchen um und geben Sie 3 Tropfen (75 !l) de:-
Testptobe in die Probenvertiefung (S), indem Sie das leiCh(

anrjrücken.

VORSICHT: Die 8ildung VOn (uftblasen in der Probenvertiefung (S) ist
zu verme!deri.

@ ?3 Tropfen det

G 1 5-20 min

ENTSORGtlNGSH!NWEJS
Geben Sie die benuföen Testkomponen(en in stabile, möglichst reißfeste Abfalls;icke und eiitson;)en sie diese gemäß den ärLlichen VürschriTten
im RestmÜll.
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D'IE-'KONföOl'LLifüjtST-Em INTEGRIERTES REAGENZ UND D[ENT DER KONTROLLE DES VERFAHRENS. DTE KONTROLfüN{E ERSCHEINT,
WENN DER TEST KORREKT DURCHGEFüHRT WURDE UND DIE REAGENZIEN REAKnV S(ND.
FRAGEN '-'ND )kNT%VOFLTEN (FAQ)
.i. Wie funktionjert die Erkennung?Das N-Protein des SARS-CoV-2-Virus-reagiert mit der stteifenförmigen Beschich(ung der Testlinie und fühit bei Voföandensein zu einem
Farbumschlag, ti.h. eine ro(e unie erscheint. Wenn die Prübe keine Vitusproteine bzw. Antigene enthfüt, kommt es daher zu keiner roken
Test-Linie (T).
';1, Wann sollte/kann ich mich selbst testen?
Sie können SiCh Selbst teStenl Ob Sie Symptome haben Ode( niCht. S(udien Zeigen, daSS ftühere TeStS innerhalb der erSten 4 KTankheitStage;;ischerweYe ' eine -höh;re "Viruslast-'bed'oeuten,"-die" leWhför'-z:.:' ;rkennen-'W;.' "Da -das-;Wl;ergebn:s? 'e:ne " fü7'd;sen" Zei;:;;t -g'ü'lti'g;
%men}aufnahme ist, sollten die Tests gemäß den Empfehlungen dey öflichen Behörden vviederliolt werden.
2., Was kann mein Testergebnis beeinflussen? Worauf sollke ich achten?
ACfüen Sie da(auf VOr der Probenentnahme gründliche zu Schnäuzen. Achten Sie darauf sichtbar P(Obenmaterial (Nasensekre() 211 entnehmen.

Lesen Sie das Ergebnis nach 15-20 Minu(en ab.
VORSICHT: Nach über 20 Minuten kann das Ergebnis falsch se!n.@
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Führen 5ie den Test unmittelbar nach der Probenenföahme durch.
Befolgen Sie die Gebrauchsanweisutig genau.
Bringfö Sie die Tropfen der förak(iüRslösung nur auf der Probenveitiefung (S) auf.
Zuviele orler zu wenige Tropfen an Ex(rak}ionslösung können zu einem ungültigen bzw. falschen Testergebnis (iihren.
4. Der Testskteifen ist deutlich verfärb( bzw. vetsd'»liert? Woran liegt das?
Bitte beach(en Sie. dass die Tes}kassette nich! mi} mehy als 3 Trop€en Probe verwendet werden sollte, da die Flüssigkeitsaufnahme des
Tests(reifens natürlidi begrenzt is!. Falls die Kontrolllinie nichk erschein( oder der Tests}reifen stark rhircheinaru:!er oder verfärbt is(, was ihn
unlesbar macht, wiederholen Sie den Test bi(te gemäß den Anweisungen.
:i. [ch habe den Test gemachI, aber sehe I<eine Kontroll-Linie (C). Was soll ich tun?
{hr Testergebnis ist ungültig. BeacMen Sie die Antwoit auf Frage 4 -und vvieöerholen Sie den Tes( gernäß der Gebrauchsinforma(ion.
6, {ch 'iin mit beim Ablesen des Ergebnisses unsicher. Was soll ich tun?
Damii daS ErgebniS pOsit iv ist, müssen 2 'gerade h0rizOn(ale Linien miF der vollen Bteite aet Kassetke deukliCh SiChtbar Sein. Wenn Sie sich übet die
Erqebnisse immer noch nichk sicher sind, wenden Sie sich gernäß den Empfehlungen {hrer öitlichen Behörden an die nächstgelegene
Gesundhei}seinrich(ung.
7. Mein Ergebnis ist positiv. Was soll ich fün?
Wenn [IT ErqebnlS pOSitiV iSl und der TeSk SOmit die Kon(rOlllinie alS auCh die TesFlinie deutliCh anzetgl, muSS dieSeS Ergebnis durch einen o? CR
Test bestätigt werden. Sie sollten sich sorort (elefonisch an die nächstgelegene medizinische Einrichtung (z. B. {hren Hausarzt) wenden, wie von
Ihren örtlichen Behörden empfohlen. Diese erklärt [hnen die entsprechenden nächsten Schritte. Vermeiden Sie Kontakt zu anderen Petsonen bis
das Ergebnis des PCR Teas vorliegt.
3. Mein Ergebnis i5t negativ. Was ?;oll ich fün?
Wenn der Tesk nur die Konkrolllinie deuklich anzeig(, kann dies bedeuten, dass Sie negativ sind oder dass die Viruslast zu gering ist, um erkann(
zu werden. Wenn Sie Symptome verspüren (KopThchmerzen, Fiebet, Migräne, Verlust des Geruchs- oder Geschmackssinns usw.), konsul(ieren
Sie bitte Ihren Hausar'zt, bzw. die nächstgelegende Gesundhei(seinrichtung gemäß den Empfehlungen Ihrer örtlichen 8ehörden-
Wenn Sie sich nich( sicher sind, können Sie den Test wiederholen. Auch bei negakiven Ergebnissen halten Sie sich weiterhin an die geltenden
Abstandsregeln, Kon(aktbeschränkungen und Hygienemaßnahmen.
G E N.AUj G KE?-r F'JR ': I:'ASE?I-AßST?.iCH? RO aEN

Die Genaiiigkeit der SARS-CoV-2-Aritiqen Schüelltestkaite WurCle anhand VCln 230 Nasen-Abstrichen erminelt, die von einzelnen
symptomatischen Patienken (innerhalb von 7 Tagen nach Ausbruch) entnommen wurden, bei denen der Veraacht auf COVjD-19 beskand. Die
folgende Tabelle FaSSt die Genauigkeit der SARS-COV-2-An(igen Schnell(estkarte im Vergleich zur RT-PCR z?????usammen.

l RT'PCR

l Pos?t:v

RapidSARSCoV2An(genl "-='=
Schnelltestkarte

r ror

4

105

i Sensitivi(ä( i 96,19o/o (95% C?: 92,53% - 99,85%)
iht l 99,20% (95% CI: 97,64o/o - 99,99%)

Nega(iv
l

124

125

r

l
l

r

'EGesaml

10.

l)8 1
230

i Genauiqkeit l 97,'8?3% (95o/o ej': 95,94ok - 99,71o/o)- i
l<REUZREAK'll'V?oi AT (F':II fO='genae V'.ren und MikröOr9an:Smen W'lrx!€! kairia Xi-eiizi-aaktiyität beo:üacht=(.)
Humanes COrOnaVTl.lS 229E ),ü M 10' TCID(@/ml,' MERS-COr0naVlruS 1,O X 10' TCID(@/rnl; Humanes Coronavirus C)C43 >,O X 10" T:C{l:%@/ml,'

2,0 x l0a KBE/ml;Chlamydia pneumoniae 2,ü x 106 IFU/ml; Humanes Coronavirus NL63 2,0 x 10' TCID%4/ml; StreptococcusChlam'föla pneumoniae 2,ü X 106 IFU/ml,' Humanes Coronavirus NL63 2,O X 10' TCID%4/ml,' Skrepfococcus pneumoniae 2,O X l0a :(BE/ml,'
Parainfluenzavirus 12,0 'a- I[)' TC{D5@/ml,' S(reptücoccus pygenes 2,ü X 10' KBE/ml,' Parainfluenzavirus 2 ;',O X 10" TCID)@/ml', 8ordelella peTtussis
2,ü x 10a KBE/ml; ?arainfluenzavirfü'3 2,'0 x 10' TCjD,,/ml,? Mycobacterium kuberculosis 2,ü x 10' KBE/ml; Enterovirus EV71 2,0 x lüa TCID.,,/ml
Legionella pneumophila 2,0 x IC)' KBE,iml; Respira}. jynzytialvirus 2,(l x lOa TCIDI(/ml; Mycoplasma pneumoniae 2,0 x ?CI' E/ml;
Rh-inovirus'2,0 x r0a .TCID;,/ml; Haemophilus :füiuenzae 2,O X toa KBE/ ml; [nfluen;a-A-Virus '(HINI)'2,CI X ioa TCID(iml; Candida albicans
2,C) X l0a KBÜ/I'lll', [nt'luenza-A-'Vinis (H3N)) 2,C) X 10" TCID;@/ml,' Staphylococcus aureLIS 2,O X 1€" KBE/ml', jnfluenza:El-V:rus (Yama(lala)
2',C) X 10' TCID;@/ml," ?SelldOmOnaS :3eruginosa 2,O X 1[)" KäE/ml,' }nfluenza-B-Virus (Vidfüia) 2,O X IC)" rC{D(@/ml', Escherichia COj 2,O X I€)"
KBE/ml; Adetio«Är'.is 2.0 x 10' TCiI:%,/mL
INTERFERENZ (F!3': faigarida Hikr«'>orqan?smen unr! anr'oqane Siibs}afüsr? vr::rde ksina interferenz beobachtak.::
Mikroorganismen:
Humanes Coronaviriis 229E 2,ü x 10' TCID,,/ml; MERS-Cüronavirus 1,0 x 10' TCID,,/ml; Humanes Coronavirus OC43 2,(l x 10' TCID,,/ml;

; pneumoniae 2,Cl x 10' KBE/ml;
0' TCID,,/ml; Borde(e?Ila pertussis

Chlamydia pneumoniae 2,0 x' lü" j+-U/ml; H-umanes Coronavirus NL63 2,C) x 10' TCID,/ml; S(reptücüccus
Parainfluenzavirus 1 2,0 x 10" TCI0;@/ml; S}reptococcus pygenes 2,0 x l0a KBE/ml; Parainnuenzavirus 2 2,ü x 11
2,0 x 10' KBE/ml; Patainfluenzaviru;'l :':0 x IÖ" .CID!,/m'l7 Mycobföerium füberculosis 2,ü x 10" KBE/ml; Enkerovirus EV71' 2,0 x 10' TCIDI,/ml;
Legionella pneumophila 2,0 x lOo' KBE/ml; Respirat. Synzytialvirus 2,0 x 10' TCID,Jml; Mycoplasma pne:amoniae 2,0 x 10' E/ml?
Rhtnovirus 2,ü x 10' TCJDio/ml; Haemoohilus influenzae 2.O x 10' KBE/ml; Influenza-A-Virus (HIN?) 2!) x 10' T(]D.,ü/ml; CandiiRh7novirus'2,ü x IÖ' TCID(@/ml; Haemophilus ifüluenzae '2,O x 10' KBE/ml; Influenza-A-Virus '(HIN?)'2,ü x 10' T(ID,,/ml; Candkla albicans
2,O x l0a KBÜ/ml; tnfluenza-A-Virus (H3N2) 2,0 x 10' TCID,,/ml; Staphylococcus aureus 2,0 x 10' KBE/ml; InfluenzaZB-Virus (Yamagaka)
2,'O X 10' TCID)@/ml,' Pseudümonas aerugföosa 21) X 10" KÖE/ml,' Influenza-B-Virus (Vid0ria) 2,O X 10o- TCID)0/ml; ESCherichia Cüm 2,(l x 10'
KBE/ml; Adenovrrus '2,ü x ld TCID.,@/ml.
Endogene Substanzen:
Vollblut 1')'o v/v; Homöopa}hisch (Alkalol) lClo/o v/v; Muzin )% w/v; CVS Nasentropfen (Phenylephrin) 15'/o v/v; Tobramycin ü,0004% w/v; Afrin
(OxYmetazolin) 15a/ü v/v; RicOla (Menkhol) Oal5o/o w/v; cvs NaSenSpra4 (CromolVn) 15'VO V/V; Chlüraseptik (Benzocain) 0, lsa/0 W/V; Fluticason
?ropiona( 5"/o v/v; Mupirocin O,25o/a w/v; Zicam 5% w/v; Tamiflu (Oseltamivir Phosphat) 0,5'/o w/v.
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